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Recht und Justiz im Ausland
Aushandlungen in 
Wirtschaftsstrafverfahren — 
Klassenjustiz oder
Modernisierung des Strafprozesses?
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Klassenjustiz als generelles Problem mit Machteliten

„All animals are equal but some animals are more equal than 
others“, so heißt es am Ende des Aufstands der Tiere in George 
Orwells bekanntem Werk. Und so verhält es sich auch in der 
Strafjustiz, und zwar nicht nur in den kapitalistischen, son­
dern auch in sozialistischen Ländern, entgegen der Meinung, 
vieler der dortigen Autoren.1 Die Strafjustiz ist trotz ihres 
Anspruchs, Gleichheit vor dem Gesetz zu gewährleisten, trotz 
vielfältiger rechtsstäatlicher Sicherungen und ihres kaum zu 
bestreitenden Bemühens um die Verwirklichung dieses 
Gleichheitsideals kein interessenleerer Raum. Die gesell­
schaftlichen Herrschaftsdisparitäten enden nicht vor den To­
ren der Justiz, sondern setzen sich innerhalb ihrer Mauern 
fort. Dabei ist es unerheblich, aus welchen Quellen sich Herr­
schaft speist.

Die Liste kriminalsoziologischer Forschungen wird immer 
länger, die zur Klassenjustizthese unermüdlich einen empi­
rischen Beweis nach dem anderen, in zum Teil langjähriger 
Kleinarbeit Zusammentragen. So findet das alte rechtssozio­
logische Thema von der Klassenjustiz immer wieder neue 
Nahrung, und Wissenschaftler aller Fachdisziplinen tun sich 
daran immer wieder aufs neue gütlich. Einen unbefangenen 
Betrachter möge das Absingen dieser alten Wissenschafts­
weisen an tibetanische Gebetsmühlen erinnern, die ihren 
Zauber erst durch unaufhörliche Wiederholung entfalten und 
doch ihre Macht auf die Schar der Glaubensanhänger be­
schränkt sehen müssen. Die straf justitiellen Instanzen schei­
nen jedenfalls nicht nur ein Bollwerk zur Verteidigung des 
Rechts errichtet zu haben, sondern beschießen gleichzeitig aus 
ihren Zitadellen jede Kritik an ihrer Praxis und ihrem eige­
nen Mythos. So betrachtet, herrscht von Beginn an eine Art 
Glaubenskrieg, der für keine Seite zu gewinnen sein dürfte, 
solange soziale Machtungleichheit besteht. Daß in einigen 
Ländern diese Streitigkeiten kaum ausgetragen werden, sollte 
dabei als ein Indiz eher für eine nahezu unbegrenzte Herr­
schaft der dortigen Machteliten, und zwar auch über die kriti­
schen Gesellschaftspotentiale, interpretiert werden als für die 
Nichtexistenz von strafjustitieller Ungleich behänd lung. Nur 
wer sucht bzw. suchen darf, der findet.

Zur begrenzten Leistungsfähigkeit der Klassenjustizthese

In der Tat zeigte sich bereits auf der Ebene der Gesetzge­
bung, daß mächtige Interessengruppen auf den strafrechtli­
chen Normenkatalog massiv Einfluß nehmen. Bei den Bera­
tungen zum Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskrimina­
lität (2. WiKG von 1986) behaupteten sich die Untemehmer- 
verbände der Wirtschaft als stärkste Veto-Gruppe gegen ein­
zelne Strafrechtstatbestände und durchlöcherten auf diese 
Weise das Reformpaket.1 2 Dagegen fehlte es nicht an vollmun­
digen Äußerungen dieser Gruppe in den Medien. So erschie­
nen paradoxerweise gerade Wirtschaftsverbände in einzelnen 
Printmedien als eine der wichtigsten Förderer weiterer Straf­
bestimmungen gegen „schwarze Schafe“ in den eigenen Rei­
hen.3 Auf diese Weise wurden aber zum einen die Weichen 
für die Anwendung des Wirtschaftsstrafrechts auf einen für 
vielfältige wirtschaftliche Interessen ungefährlichen Kurs ge­
stellt. Zum anderen wurde die „soziale Marktwirtschaft“ mit 
den Weihen des Strafrechts geadelt, indem auch Wirtschafts­
unternehmen zumindest symbolisch strafrechtlicher Kontrolle 
unterworfen wurden/*

Der Satz „die Kleinen hängt man und die Großen läßt 
man laufen“ erhält seine Berechtigung daher nicht erst bei 
der späteren Sanktionierung, sondern bereits auf der Ebene 
der Normgenese. Die radikale Position des labeling ap­
proach (daß man nicht Krimineller ist, sondern dazu erst ge­
macht wird) bewahrheitet sich auch im Bereich des Wirt­

schaftsstrafrechts auf anschauliche Weise.3 4 5 Es existiert nicht 
nur eine Sanktionsschiefe, sondern schon bei der Strafrechts­
gesetzgebung ist eine Normenschiefe zugunsten mächtiger In­
teressengruppen zu konstatieren. Diese ungleiche Verteilung 
strafrechtlicher Normen trägt ebenfalls zur Ungleichbehand­
lung bei, da das Kriminalisierungsrisiko im Bereich der Wirt­
schaft geringer ist.

Diese Ungleichheit setzt sich sodann auf den weiteren Kri­
minalisierungsstufen fort. So ist u. a. die Einstellungsquote 
bei Wirtschaftsstrafverfahren im Vergleich zur klassischen 
Kriminalität um ein Vielfaches höher. Insgesamt gesehen ist 
für Beschuldigte eines Wirtschaftsdelikts das Risiko, in eine 
Hauptverhandlung gehen zu müssen, ungleich geringer als 
für Täter unterer sozialer Schichten. Das Ausmaß des 
straf justitiellen labeling infolge öffentlicher Anklageerhebung 
ist somit für diese Gruppe deutlich niedriger. Gleiches gilt 
hinsichtlich des jeweiligen Strafniveaus. Freiheitsstrafen bis 
zu zwei Jahren werden bei Wirtschaftsstraftätern in aller Re­
gel zur Bewährung ausgesetzt6, während im Durchschnitt nur 
eine Minderheit von der Vollstreckung verschont wird.7 Im 
Vergleich zu Wirtschaftsstrafkammern verhängen die allge­
meinen Strafkammern auch bei Vermögensdelikten die härte­
sten Strafen.8

In dieses Bild fügen sich auch die Ergebnisse aus einer Be­
fragung von Richtern und Staatsanwälten ein, die die Beschul­
digten von Wirtschaftsdelikten für straf empfindlich er ein­
schätzen als die von allgemeinen Vermögensdelikten,9 .In den 
Augen der Justiz erscheinen Wirtschaftsstraftäter als leichter 
beeindruckbar. Paradoxerweise erkennt sie für den Durch­
schnitt der Wirtschaftsdelinquenten seltener Strafmilderungs­
gründe, wie Handeln aus wirtschaftlicher Not oder aus recht­
licher Unüberlegtheit.10 Dagegen meinen Richter und Staats­
anwälte, es häufiger mit Tätern zu tun zu haben, die gezielt 
und aktiv nach Gelegenheiten zur Tatbegehung suchen. Extra­
poliert man das Bild, das sich die Strafjustiz von ihrem je­
weiligen Klientel macht, so erscheinen Wirtschaftskriminelle 
im allgemeinen als gerissene, aber sensible Täter, während 
die Beschuldigten von klassischen Vermögensdelikten, als eine 
zwar bedauernswerte, aber grobe und schwer lenkbare 
Gruppe wahrgenommen wird.

Diese gegenüber überwiegend statushohen Wirtschafts­
straftätern günstigen Einstellungen finden sich aber nicht nur 
auf der Ebene der strafrechtlichen Kontrolle, sondern bereits 
auf der der Rechtsadressaten. Straf justitielle Wirklichkeit 
entsteht nämlich insgesamt auf drei Ebenen. Die erste Ebene 
bildet die Strafgesetzgebung (Normgenese), und die dritte 
stellt die Strafrechtsverfolgung bzw. Sanktionierung (Imple­
mentation) dar. Dazwischen befinden sich als weitere wich­
tige kriminalisierende oder aber kriminalitätshemmende Ele­
mente die Attitüden der Strafrechtsunterworfenen. Verschie­
dene empirische Studien bestätigen die allgemeine Vermu­
tung, daß in der Bevölkerung Wirtschaftsdelikte im Vergleich 
zu dem gesamten anderen Spektrum klassischer Kriminalität 
immer noch als Kavaliersdelikte eingestuft werden. Ebenso
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